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Überlange Verfahrensdauern am
Offenbacher Amtsgericht: Kritik und

Wandel
Kritik am Offenbacher Amtsgericht wegen überlanger

Verfahren. Amtsgerichtspräsident verteidigt sich, verweist
auf Verbesserungen.

Die Verfahrensdauer am Offenbacher Amtsgericht hat in der
letzten Zeit wieder verstärkt für Diskussionen gesorgt. Während
die Situation des Gerichts durchaus komplex ist, sind die
Auswirkungen auf die betroffenen Bürger nicht zu übersehen.
Beschwerden von Anwälten und Klägern mehren sich, die auf
langwierige Prozesse gestoßen sind, selbst in vergleichsweise
einfachen Fällen.

Kritik an der Verfahrensabwicklung

Der Offenbacher Anwalt Hans Jochen Reinert äußert sich besorgt
über die im Durchschnitt überlangen Verfahrensdauern. Ein
Verfahren, das in anderen Gerichten nur einige Wochen in
Anspruch nimmt, verzögert sich in Offenbach auf mehr als ein
Jahr. Dies motivierte ihn dazu, sogar eine
Dienstaufsichtsbeschwerde gegen das Amtsgericht
einzureichen. Diese Situation wird als unzumutbar
wahrgenommen, insbesondere vor dem Hintergrund, dass
derartige Verzögerungen bereits in der Vergangenheit für
Schlagzeilen gesorgt haben.

Auswirkungen auf die Bürger

Die Auswirkungen dieser langen Verfahren sind für viele Bürger



schwerwiegend. Der Offenbacher Peter Ambros hat seit
September letzten Jahres eine Klage gegen seine
Hausverwaltung eingereicht und wird dabei vom Mieterbund
unterstützt. Trotz der vermeintlichen Einfachheit seines Falls hat
er seit Monaten nichts vom Gericht gehört. Die Unsicherheit
über den Ausgang seines Verfahrens belastet nicht nur Ambros
persönlich, sondern wirft auch größere Fragen zur
Funktionsfähigkeit des Gerichts auf. „Ich erwarte, dass Gerichte
zu Lebzeiten urteilen“, so der 89-Jährige, dessen
Gesundheitszustand ihn zusätzlich belastet.

Reformansätze und Zukunftsaussichten

Amtsgerichtspräsident Stefan Mohr betont, dass die
Verfahrensdauern inzwischen dem Durchschnitt in Hessen
entsprechen. Dies ist durch umfangreiche Reformen und die
Unterstützung des Justizministeriums erreicht worden. Dennoch
erkennt Mohr an, dass es spezifische Verfahren gibt, die
naturgemäß länger dauern können, und das Gericht bemüht sich
um eine Modernisierung seiner Abläufe, insbesondere durch die
Einführung der elektronischen Akte zum 1. Januar 2026.

Eingeführte Technologien und deren
Herausforderungen

Die Umstellung auf digitale Aktenfassung wird als zentraler
Bestandteil der Justizreform bezeichnet. Diese Initiative hat
jedoch auch ihre Herausforderungen, denn sie erfordert
technische Anpassungen und Schulungen für das Personal.
Während die Einführung bereits in einigen Bereichen wie Zivil-
und Insolvenzsachen begonnen hat, sind auch anspruchsvolle
Prozesse wie die in Familiensachen geplant. Es wird erwartet,
dass diese Modernisierungen langfristig die Effizienz der
Gerichtsbearbeitung erheblich verbessern.

Personalnot und interne
Herausforderungen



Das Gericht sieht sich jedoch auch internen Herausforderungen
gegenüber. Die Alterung der Belegschaft und der damit
verbundene Ruhestand vieler erfahrener Mitarbeiter haben die
Notwendigkeit zur schnellen Nachbesetzung neuer Stellen
verstärkt. Viele der neuen Angestellten müssen sich jedoch erst
in ihre Aufgaben einarbeiten. Zudem herrscht intern ein
spürbares Klima der Unsicherheit, da die neue Geschäftsleitung
noch dabei ist, sich im Gericht einzuleben und in den
kommenden Wochen bedeutende personelle Veränderungen
bevorstehen.

Die Situation am Offenbacher Amtsgericht zeigt, dass die
Herausforderungen der Justiz nicht nur systembedingt sind,
sondern auch die persönliche Lebensrealität vieler Bürger stark
beeinflussen. Die Hoffnung, dass durch anhaltende Reformen
schnelle Verbesserungen eintreten können, bleibt bestehen.

Von Veronika Schade
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